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Dabei hat das Bundesverfassungsgericht im Brokdorf-Beschluss bereits 1985 den Verantwortlichen ins Stammbuch 
geschrieben, was das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit ausmacht: die Möglichkeit der Einfl ussnahme auf den stän-
digen Prozess der politischen Meinungsbildung, die sich in einem demokratischen Staatswesen frei, offen und grundsätzlich 
»staatsfrei« vollziehen müsse. Als ein Stück »ursprünglich-ungebändigter unmittelbarer Demokratie« sei sie »ein politisches 
Frühwarnsystem, das Kurskorrekturen der offi ziellen Politik« möglich mache. 

Wir erwarten vom Hamburger Senat, dass er sich im Umgang mit den geplanten vielfältigen Aktionen und Kundgebungen 
zum G20-Gipfel für alle Meinungen gleichermaßen daran ausrichtet. Wir wollen, dass Senat und Polizei das Recht, ohne 
Angst und unversehrt an Demonstrationen teilzunehmen, schützen und die Versammlungsfreiheit unterstützen – statt abzu-
schrecken und ein Klima der Angst zu schaffen. 

Die Welt zu Gast in Hamburg: das sind nicht nur die G20, sondern auch Demonstrierende aus aller Welt, die hier ko-
stengünstige Unterkünfte brauchen. Von Hamburg muss ein klares Signal für Grundrechte und Demokratie ausgehen mit 
Demonstrationen ohne polizeiliche Kontrolle und Behinderung. 

Wir wollen keinen Ausnahmezustand, keine Polizeistaatstage in der Stadt. Mögen die G20 sich in den Messehallen treffen 
– Hamburg bleibt unsere Stadt!

Der Aufruf wird unterstützt von: 

Organisationen: Alternativer Wohlfahrtsverband SOAL e. V., Hamburg; Arbeitsgemeinschaft Jugendweihe Groß-Hamburg 
e.V.; attac Deutschland e.V.; Basis und Woge e.V. ; Bündnis des Gipfels für globale Solidarität am 5.+6. Juli 2017 in Ham-
burg; Bündnis Stadt des Ankommens, Hamburg; Cannabis Social Club Hamburg e.V.; Coordination gegen BAYER-Gefahren 
e.V.; Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurd_innen in Hamburg e.V.; Deutscher Freidenker-Verband, Landesver-
band Nord e.V.; DIEM25 – Bewegung Demokratie in Europa 2025; Einwohnerverein St. Georg von 1987 e.V.; Flüchtlingsrat 
Hamburg e.V.; freiheitsfoo (Gruppe für Menschen- und Freiheitsrechte); Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Ham-
burg; Gängeviertel; GWA (Gemeinwesenarbeit) St. Pauli e.V.; Hafengruppe Hamburg; Hamburger Bündnis gegen Rechts; 
Hamburger Kinder- und Jugendhilfe e.V.; HAZIRAN (Vereinigte Juni-Bewegung Deutschland); Humanistische Union e.V.; Ini-
tiative Versammlungsfreiheit für Niedersachsen; Internationale Liga für Menschenrechte e.V.; Internationale Sozialistische 
Organisation (ISO); Interventionistische Linke (IL) Hamburg; Kinderladen Maimouna e.V.; Kita Wunderkabinett, Hamburg; 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.; Kritische Jurastudierende Hamburg; NaturFreunde Hamburg e.V.; NAV-DEM 
Demokratisches Gesellschaftszentrum der KurdInnen in Deutschland e.V.; Netzwerk Recht auf Stadt Hamburg; Neue Rich-
tervereinigung e. V. – Landesverband Hamburg; Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e.V.; St. Pauli selber ma-
chen; Verband Kinder- und Jugendarbeit Hamburg e.V.; Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V.; VVN-BdA 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten Landesvereinigung Hamburg. 

Personen: Rolf Becker, ver.di Hamburg, OVV; Volker Behrendt, Landesvorsitzender ÖDP LV Hamburg; Rainer Benecke, Landes-
sprecher DIE LINKE. Hamburg; Dr. Joachim Bischoff; Enno Drewes, DIE LINKE Hamburg-Nord; Antonie Duchene, Hamburg; 
Christine Ebeling, Kunst- und Kulturfreundin/Gängeviertel; Michael Ebeling, Initiative freiheitsfoo; Matthias Ederhof, Vorsit-
zender SPD Schnelsen; Dr. Carola Ensslen, Rechtsanwältin, Hamburg; Hans-Joachim Flicek, attac Regionalgruppe Nordfries-
land; Andreas Gerhold, Piratenpartei Hamburg, Vorsitzender Cannabis Social Club Hamburg e.V.; Dr. Rolf Gössner, Rechts-
anwalt/Publizist, Vorstandsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte e.V.; Andrea Hackbarth, Sprecherin der 
VVN Eimsbüttel; Gaby Hatscher, Sozialarbeiterin, Attac-Mitglied, Hamburg; Till Haupt, Vorstandsmitglied der Gängeviertel 
Genossenschaft 2010 eG; Karin Heuer, Geschäftsleitung umdenken Heinrich-Böll-Stiftung Hamburg e.V.; Srecko Horvat, Ko-
ordinierungskollektiv DIEM25; Marco A. Hosemann, Vorsitzender des Vereins City-Hof e.V.; Steffen Jörg, GWA St. Pauli, St. 
Pauli selber machen; Michael Joho, Vorsitzender des Einwohnervereins St. Georg von 1987 e.V.; Cornelia Kerth, Bundesvor-
sitzende VVN-BdA Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten e.V.; Konrad Klockow, SPD Eimsbüttel-Nord; Susanne Kon-
doch-Klockow, SPD Eimsbüttel-Nord; Prof. Timm Kunstreich, Hamburg; Hilke Larsen, Trägerin Kita Wunderkabinett, Hamburg; 
Manfred Lotze, IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges und in sozialer Verantwortung e.V.), Regional-
gruppe Hamburg; Prof. Dr. Udo Mayer, Hamburg; Christine Melcher, KPF Niedersachsen der Partei DIE LINKE; Andreas Mer-
kens, Vorsitzender der Rosa-Luxemburg-Stiftung Hamburg; Marc Meyer, Rechtsanwalt bei Mieter helfen Mietern e.V.; Thomas 
Michel, Vorstandsmitglied Piratenpartei Hamburg, Vorstandsmitglied Mehr Demokratie Hamburg e.V.; Prof. Dr. Jürgen Oßen-
brügge, Professor für Wirtschaftsgeographie, Universität Hamburg; Prof. Dr. Norman Paech, Hamburg; Hein Pfohlmann, Vor-
sitzender Kuratorium Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V.; Prof. Dr. jur. habil. Helmut Pollähne, Rechtsanwalt, Bremen; Ronald 
Prieß, Botschafter der Straßenkinder in Hamburg; Christiane Schneider, Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürger-
schaft; Thomas Schönberger, UmweltHaus am Schüberg; Dirk Seifert, umweltFAIRaendern; Harald Singler, Landessprecher 
des Forums Demokratischer Sozialismus Hamburg; Elke Straub, Ethnologin (M.A.) und Fachkraft für Inklusion, Hamburg; 
Helmuth Sturmhoebel, Fraktion DIE LINKE Bezirksversammlung Bergedorf; Christoph Twickel, Journalist; Günter Westphal, 
Vorsitzender des Vereins Kunstlabor naher Gegenden (KuNaGe) e.V./Münzviertel; Julia Zielke, Kinderforum Winterhude.
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Der 26-jährige Lehramtsstudent Benno Ohnesorg war Mit-
glied der Evangelischen Studentengemeinde und nahm das 
erste Mal an einer Demonstration teil. Auf dem berühmten 
Foto von seinem Tod kniet die Studentin Friederike Dollinger 
neben dem Sterbenden, sie schiebt ihre Handtasche unter sei-
nen blutenden Kopf und ruft nach einem Krankenwagen. 

Der Schriftsteller Uwe Timm, der zu diesen Ereignissen 
2005 die Erzählung »Der Freund und der Fremde« veröffent-
lichte, war mit Benno Ohnesorg befreundet. Als er vom Tod 
seines Freundes erfuhr, studierte er in Paris. Die Todesnach-
richt schockierte und überraschte ihn, denn er hatte Ohne-
sorg als »unpolitischen Menschen« kennengelernt. Beide 
wurden 1940 geboren, lernten sich 1961 am Brauschweiger 
Kolleg für Hochbegabte kennen, wo sie in nur zwei Jahren ihr 
Abitur nachholten. Der Hunger nach Bildung und die Liebe 
zur Literatur verband sie.

Als Reaktion auf den Tod Ohnesorgs formierte sich die au-
ßerparlamentarische Opposition – deshalb spricht Timm von 
einer entscheidenden »Zäsur in der bundesrepublikanischen 
Mentalitätsgeschichte – mehr Demokratie von da an«. Ab 
1967 spielte auch für ihn Solidarität eine Rolle, und er enga-
gierte sich politisch.

Es gibt in Westberlin eine kleine Vorgeschichte zum 2. Juni 
1967, die Hajo Funkes Erzählung vielleicht ergänzen kann. 

Tschombé-Demonstration »als Beginn unserer 

Kulturrevolution«

Drei Jahre zuvor, am 18. Dezember 1964, besuchte der für die 
Ermordung des bedeutendsten afrikanischen Revolutionärs 
Patrice Lumumba verantwortliche kongolesische Minister-
präsident Moise Tschombé Westberlin. »Nach den relevanten 
Gesprächen in der BRD über die Beteiligung westdeutscher 
Konzerne am Kongo-Katanga-Geschäft galt es noch schnell 
das gesamtdeutsche Ritual, einen Blitzbesuch bei »Ber-
lin-Willy« und an der Mauer zu absolvieren« – so beschrieb 
Rudi Dutschke diesen Teil der Visite (www.glasnost.de/hist/
apo/DutschkeTschombe.html). 

Im Westberliner SDS gab es eine AG, die sich mit den Ent-
wicklungen im Kongo beschäftigte. Ich hatte 1964 mein Stu-
dium in Westberlin aufgenommen und arbeitete u.a. im SDS 
mit. »Wir hatten uns weder organisatorisch noch technisch 
auf die Aktion vorbereitet. Sie war ›ordentlich‹ angemeldet, 
aber ein Verständnis der Demonstration als Kampfi nstru-
ment der Bewusstwerdung primär für die an ihr Beteiligten 
hatten wir damals noch nicht.« (Rudi Dutschke, ebd.)

Wir – ca. 200 BürgerInnen, StudentInnen, SchülerInnen, 
KommunistInnen, linke SozialdemokratInnen u.a. – trafen 
uns vor dem Flughafen Tempelhof. Rudi Dutschke schlüpfte 
wie selbstverständlich in die Rollen des »Ordners« und Mana-
gers der Demonstration, die durch hilfl ose Polizeiattacken ge-
stört und behindert wurde. Er berichtet: »Der ›lange Marsch‹ 
vom Flughafengelände bis zum Rathaus Schöneberg, mit Um-
gehungen der Polizeisperren, betrug etwa zehn Kilometer. Ei-
gentlich hätte schon damals Duensing (Polizeichef, J.B.) we-
gen Unfähigkeit aus seinem Amt verjagt werden sollen. Wir 
erreichten als geschlossene Gruppen – also mengenmäßig 

hatten wir uns nicht oder nur unwesentlich verändert, aber 
die Störungen durch die Polizei machten das Aufsplittern in 
kleinere Gruppen notwendig – das Rathausgelände, ohne al-
lerdings – und das war ein Fehler – sofort die taktische Mög-
lichkeit des stattfi ndenden Marktes für die ›Partisanentätig-
keit‹ zu verwerten.« 

Also direkt vor dem Rathaus befanden sich viele Markt-
stände, viele KäuferInnen, etliche Polizisten und für damalige 
Verhältnisse viele Studis, SchülerInnen und sonstige kritische 
Geister. Immerhin war die Demonstration auf dem längeren 
Marsch nicht geschrumpft. Unser uns selbst verblüffender Er-
folg: Einzelnen Aktivisten war es gelungen, in das Rathaus 
hineinzuschlüpfen und sogar aus einem Fenster eine kurze 
Begrüßung der erweiterten Marktmenge loszuwerden. Die 
»Berliner Morgenpost« berichtete am nächsten Tag: »Demons-
tranten mit den Rufen: ›Tschombé raus‹ über den Mehring-
damm. Vergeblich versuchten Polizisten die Studenten aufzu-
halten. Die Beamten wurden überrannt.«

Auf dem von kleineren Rangeleien mit der Polizei ge-
prägten Marsch in Richtung Schöneberger Rathaus entwi-
ckelte sich bei der Mehrheit der DemonstrantInnen die Bereit-
schaft zu einer »Illegalisierung der Demonstration«; sie waren 
entschlossen »zum gemeinsamen Handeln gegen die fetischi-
sierten Spielregeln der formalen Demokratie« (Dutschke). Es 
entstand eine »spontane Kooperation und Solidarisierung 
zwischen den verschiedensten Fraktionierungen innerhalb 
der Linken, die sich damals noch sehr sektiererisch gebär-
deten« (ebd.), das heißt, bei allen anderen Aktivitäten folgten 
wir mehrheitlich unseren Organisationen. »Das militante Auf-
treten der Demonstranten überraschte die ›Hüter der Ruhe 
und Ordnung‹ so ziemlich vollständig. Die Agitation und Auf-
klärung als Prozess der Selbstaufklärung trug geradezu sinn-
lichen Charakter. Die Organisation und temporäre Führung 
bildete sich auch im Prozess der Aktion selbst heraus.« (ebd.)

»Mit der Anti-Tschombé-Demonstration hatten wir erstma-
lig die politische Initiative in dieser Stadt ergriffen. In der 
postfestum-Betrachtung können wir sie als Beginn unserer 
Kulturrevolution ansetzen, in der tendenziell alle bisherigen 
Werte und Normen des Etablierten in Frage gestellt werden, 
sich die an der Aktion Beteiligten primär auf sich selbst kon-
zentrieren und in der Aktion ihre Selbstaufklärung über den 
Sinn und das Ziel der Aktion weiterführen.« (ebd.)

Doch im Ergebnis blieb unsere Halbherzigkeit, wie Rudi 
Dutschke konzediert: »Den Weg zu den Massen fanden wir 
damals noch weniger als heute, unsere gewollte Beschrän-
kung auf die leicht mobilisierbaren Schichten der Schüler- 
und Studenten war richtig, galt es doch erst einmal die noch 
sehr schmale Basis innerhalb der Universität auszubauen 
und zu verbreitern. Eine wirkliche radikale organisatorische 
und personelle Selbstkritik der Anti-Tschombé-Demonstra-
tion fand weder im SDS noch auf einer Vollversammlung in 
der Universität statt.« Das zeigt sich dann eben Jahre später 
in der Anti-Schah-Demonstration. Hier war die Polizei auch 
noch hilfl os, aber sie hatte bewaffnete Zivilfahnder. Aus die-
ser Konstellation vor der Oper kam es zur Erschießung von 
Benno Ohnesorg.
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Und wie sahen wir die Gesellschaft 1967? 

Hajo Funke schreibt in »Antiautoritär«: »1967 selbst fand in 
unserer Wahrnehmung ungeheuer vieles gleichzeitig statt: 
Da war der inzwischen seit zwei Jahren dramatisch ausge-
weitete Krieg der Vereinigten Staaten gegen Vietnam, der im-
mer mehr als Völkermord verstanden wurde.« Zu ergänzen 
ist: In Westberlin wurde nicht nur von der Sozialdemokratie 
die vermeintliche Notwendigkeit des Krieges intern und ge-
sellschaftlich rigoros durchgesetzt. Funke schildert zudem, 
dass gerade zwei Jahre zuvor der Auschwitz-Prozess von Fritz 
Bauer in Frankfurt zu Ende gegangen war – der das erste Mal 
die banale Brutalität der Auschwitzaufseher in die Medien 
brachte (etwa die »Bogerschaukel«, die Fesselung an einem 
Stock zu Folterzwecken. Die Hinrichtung Eichmanns in Jeru-
salem lag gerade fünf Jahre zurück. Die Spiegel-Affäre mit 
dem Rücktritt des damaligen Verteidigungsministers Franz-
Josef Strauß sowie die Kubakrise mit einem drohenden ato-
maren Weltkrieg fünf Jahre und der Mauerbau knapp sechs 
Jahre. 

Funke betont weiterhin: »Und nur ein Jahr war das für 
den traditionellen Katholizismus bahnbrechende Ergebnis 
des Zweiten Vatikanums in Rom her. Dieses machte endlich 
mit dem katholischen Antisemitismus Schluss – demzufolge 
man am Karfreitag für die treulosen Juden, die für den Chri-
stus-Mord verantwortlich gewesen seien, zu beten hatte – und 
es befreite moraltheologisch Sexualität und Liebe von ihrer 
Fixierung auf die Zeit nach dem Eheschluss. Es war vor allem 
die Gleichzeitigkeit moralisch empörender Dinge hier und in 
Vietnam und in den Vereinigten Staaten, unserer damaligen 
Vorbild-Nation, die dazu führte, dass Spannung in der Luft 
lag.

Niemand hat das in diesen Frühjahrswochen des Jahres 
1967 so gut zusammengefasst wie unser damals kritischer 
Kommilitone aus der Germanistik, Peter Schneider, als er in 
einem Teach-in im Henry-Ford-Bau gegen diese Haltung der 
Härte und Abwehr Fantasie und Empathie eingefordert hatte. 
›Wir haben in aller Sachlichkeit über den Krieg in Vietnam
informiert, obwohl wir erlebt haben, dass wir die unvorstell-
baren Einzelheiten über die amerikanische Politik in Vietnam
zitieren können, ohne dass die Fantasie unserer Nachbarn in
Gang gekommen wäre, aber dass wir nur einen Rasen zu be-
treten brauchen, dessen Betreten verboten ist, um ehrliches,
allgemeines und nachhaltiges Grauen zu erregen.‹«

Hajo Funke, damals auch an den überwiegend studen-
tischen Protesten beteiligt, nimmt heute eine Einordnung der 
1964ff. einsetzenden Protestbewegung vor:

»Die Revolte in Deutschland war auch eine Antwort auf
die spezifi schen Nachkriegserfahrungen, einer prächtigen 
Stimmung des wir sind wieder wer, einem Selbstverständ-
nis, nach der die Bundesrepublik unter Adenauer sich von 
der schwierigen Vergangenheit abwendet und wieder wer ist, 
im ökonomischen Aufschwung, im Fußball-Wunder von Bern. 
In einem nur halb demokratisierten Staat, in dem die CDU 
noch 1957 die SPD als fünfte Kolonne Moskaus porträtieren 
konnte und in der in den Familien ein autoritär-aggressives 
Klima dominierte. Vor allem aber wurde das Schweigen der 

Vorgeschichte: des Nationalsozialismus öffentlich wie institu-
tionell durchgesetzt. Später hat einmal der konservative Pu-
blizist Hermann Lübbe dies in seiner Rückschau entschieden 
gegen die »destabilisierende Dauerrefl exion von Vergangen-
heit« verteidigt und ein die Nachkriegsgesellschaft in die Bür-
gergesellschaft verwandelndes ›kommunikatives Beschwei-
gen‹ beschworen. Nichts sei vergessen gewesen, aber einiges 
ausgeheilt.

Wie viel durch dieses Beschweigen vernebelt, verdrängt 
und vergessen war, zeigte die dramatische Reaktion von Be-
völkerung und Öffentlichkeit auf den Eichmann-Prozess in 
Jerusalem und erneut – und noch dichter an die deutsche 
Öffentlichkeit herangerückt – der dreijährige Frankfurter 
Auschwitz-Prozess (1963-1965). Der Stimmung des Schwei-
gens war Entsetzen gewichen, so sehr, dass – besonders unter 
Älteren – am Ende des Prozesses 1965 fast zwei Drittel nichts 
mehr davon wissen wollte, nicht aber unter den Jungen: der 
Kriegs- und Endkriegsgeneration.

Schon im Vorfeld der Studentenbewegung waren Nach-
fragen und Kritik an der Weise der Geschichtsverdrängung, 
aber ebenso der Kontinuitäten der NS-Belasteten in Regie-
rung, Verwaltung, auch Hochschule stärker geworden. Hinzu 
kamen die alten undemokratischen Strukturen in der Uni. 
Es wuchs das Unbehagen über die brutalen Kriege in Alge-
rien und immer mehr in Vietnam. Neue Verbrechen wider-
sprachen der Propagierung des freiheitlichen, friedlichen We-
stens, die Lehren des Nie wieder Auschwitz und Nie wieder 
Krieg gezogen zu haben.

Und intern bekam die scheinbare Festigkeit des Adenauer-
Staats erste Risse, auch dadurch, dass die vermeintlich un-
begrenzte Aufschwungsphase von Rezessionserscheinungen 
erschüttert schien und Ludwig Erhard als neuer Bundeskanz-
ler den rechtsautoritären Ideen Rüdiger Altmanns folgte, 
der statt der weiteren Entwicklung der Demokratie eine for-
mierte Gesellschaft und aus Angst vor der Demokratie eine 
Notstandsgesetzregelung durchsetzen wollte, letztere für den 
Fall, dass es mal zu inneren Aufständen käme. 

Fanal und antiautoritärer Impuls

Erst der 2. Juni (...) brachte die brutal-autoritäre Unterseite 
einer halb demokratisierten Gesellschaft ans Licht. Das 
führte zu Empörung, Wut und Verzweifl ung und dem Impuls 










